Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten RoIImann r Dr. Jungmann, Rock r 
Stahlberg und Genossen 


betr. Durchführung der Rahmenvereinbarung über die 
Fachoberschule der Kultusministerkonferenz 
vom 6. Februar 1969 


Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder hat am 
6. Februar 1969 eine Rahmenvereinbarung über die Fachober- 
schule beschlossen. Diese Vereinbarung füllt das von den Mini- 
sterpräsidenten der Länder am 31. Oktober 1968 geschlossene 
Abkommen über die Fachhochschule und das damit zusammen- 
hängende Abkommen zur Ergänzung des „Hamburger Ab- 
kommens" vom 28. Oktober 1964 aus. 

Mit den drei genannten Abkommen der Ministerpräsidenten 
und Kultusminister war beabsichtigt, die von Land zu Land 
unterschiedlichen Bestrebungen in der Frage der Umwandlung 
der Ingenieurschulen und sonstigen Höheren Fachschulen in 
Akademien oder Fachhochschulen und des Zuganges zu ihnen zu 
vereinheitlichen. Die inzwischen von den Ländern publizierten 
Erlasse über die Einführung von Fachoberschulen zeigen jedoch, 
daß sich einzelne Länder nicht an die Rahmenvereinbarung, die 
sie in der Kultusministerkonferenz einstimmig gebilligt haben, 
halten. Die gegenseitige Anerkennung der Fachhochschulreife 
in der Bundesrepublik ist damit nicht mehr gewährleistet. Ins- 
besondere bestehen Unterschiede hinsichtlich der Fachrichtun- 
gen an den Fachoberschulen, des Praktikums während des Be- 
suchs einer Fachoberschule und der Zugangsvoraussetzung zur 
Fachoberschule. 


Wie fragen die Bundesregierung: 

1. Sind der Bundesregierung die divergierenden Tendenzen 
auf dem Gebiet der Fachoberschulen bekannt? 

2. Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um 
diejenigen Bundesländer, die von ihrer eigenen Verein- 
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barung abweichende Regelungen für Fachoberschulen ge- 
troffen haben, zur Einhaltung einer gemeinsamen Bildungs- 
politik zu bewegen? 

3. Hält die Bundesregierung noch immer an ihrer Meinung fest, 
daß die Mittel des Bundes auf diesem Gebiet, insbesondere 
des Artikels 91 b GG, ausreichen, um eine koordinierte 
Bildungspolitik der Bundesländer zu bewirken? 
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